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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Im vergangenen Jahr wurde erstmals nach

der deutschen Vereinigung ein �berschuss im

Staatshaushalt verzeichnet (+0,1% des BIP).1)

Im laufenden Jahr d�rfte sich die Lage der

Staatsfinanzen aber etwas eintr�ben, und es

ist eher wieder mit einem leichten Defizit zu

rechnen. Obwohl sich das Wirtschaftswachs-

tum derzeit abschw�cht, k�nnte die Konjunk-

tur im Jahresdurchschnitt weiterhin einen po-

sitiven Einfluss auf die Entwicklung der �f-

fentlichen Finanzen haben. Ausschlaggebend

f�r die zu erwartende Eintr�bung der Haus-

haltslage sind strukturelle Einfl�sse. Insbeson-

dere werden die merklichen Abgabensenkun-

gen nicht von dem eher noch moderaten,

gegen�ber den Vorjahren aber h�heren Aus-

gabenanstieg aufgewogen. Die Haushaltsent-

wicklung ist freilich aufgrund der ungewissen

gesamtwirtschaftlichen Perspektiven und der

mit den Finanzmarktturbulenzen verbunde-

nen Risiken gegenw�rtig besonders unsicher.

Die staatlichen Schulden, die sich 2007 auf

65% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) belie-

fen, d�rften in Relation zum BIP sp�rbar sin-

ken. Dennoch wird die im EG-Vertrag fest-

gelegte Obergrenze von 60% immer noch

�berschritten werden.

Die Staatseinnahmen d�rften im laufenden

Jahr in Relation zum BIP deutlich zur�ckge-

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse der gesamtstaatlichen Entwicklung, der vor allem
Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
(VGR) zugrunde liegen. Die sich anschließende Bericht-
erstattung �ber die Haushalte der Gebietsk�rperschaften
und Sozialversicherungszweige basiert auf der finanzsta-
tistischen (haushaltsm�ßigen) Abgrenzung.
1 Der �berschuss im Jahr 2000 war allein auf die einma-
lig anfallenden UMTS-Erl�se zur�ckzuf�hren.
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hen. Dies ist vor allem auf Rechts�nderungen

zur�ckzuf�hren. So haben die Unternehmen-

steuerreform und die weitere Senkung des

Beitragssatzes der Bundesagentur f�r Arbeit

(BA) von 4,2% auf 3,3% erhebliche Einnah-

menausf�lle zur Folge, die durch Beitragssatz-

anhebungen bei gesetzlichen Krankenkassen

und der sozialen Pflegeversicherung nur zu

einem geringen Teil ausgeglichen werden. Zu-

dem k�nnte sich der seit einigen Jahren (um

Rechts�nderungen bereinigte) außerordent-

lich starke Aufkommensanstieg bei den ge-

winnabh�ngigen Steuern im weiteren Jahres-

verlauf noch umkehren. Dies gilt insbeson-

dere vor dem Hintergrund der Finanzmarkt-

turbulenzen. Die staatliche Einnahmenquote

d�rfte dagegen dadurch gest�tzt werden,

dass die „abgabenergiebige“ Bruttolohn- und

-gehaltssumme st�rker zunimmt als das no-

minale BIP. Dabei schlagen bei der Lohnsteuer

aufgrund der zuletzt deutlich h�heren Tarif-

abschl�sse auch verst�rkt progressionsbe-

dingte Mehreinnahmen zu Buche.

Die staatliche Ausgabenquote wird in diesem

Jahr weiter sinken. Allerdings wird der R�ck-

gang deutlich verhaltener ausfallen als in den

Vorjahren und wohl auch nicht den gleichen

Umfang wie auf der Einnahmenseite errei-

chen. Zwar f�hrt die sinkende Zahl der Ar-

beitslosen zu geringeren Aufwendungen.

Außerdem wirkt nicht zuletzt das moderate

Lohnwachstum der letzten Jahre noch d�mp-

fend nach. Dies h�ngt damit zusammen, dass

viele staatliche Aufwendungen wie Renten

und Leistungen bei Arbeitslosigkeit der Lohn-

entwicklung mit zeitlicher Verz�gerung fol-

gen. Die Personalausgaben, die in den voran-

gegangenen Jahren einen maßgeblichen Bei-

trag zum R�ckgang der Ausgabenquote ge-

leistet haben, d�rften aber 2008 aufgrund

der merklichen Entgeltanhebungen im �f-

fentlichen Dienst kaum noch d�mpfend wir-

ken. Hohe Ausgabenzuw�chse sind bei den

staatlichen Investitionen, aber auch im Ge-

sundheitsbereich zu erwarten. Die Auswir-

kungen der St�tzungsmaßnahmen f�r Ban-

ken im �ffentlichen Besitz sind noch nicht ab-

sehbar.2) Insgesamt d�rfte sich das Ausga-

benwachstum gegen�ber dem Vorjahr sp�r-

bar beschleunigen.

Im kommenden Jahr k�nnte aus heutiger

Sicht der Staatshaushalt etwa ausgeglichen

sein, sofern keine zus�tzlichen Maßnahmen

getroffen werden. Die gesamtstaatliche Per-

spektive verdeckt dabei allerdings, dass insbe-

sondere der Bund, aber auch andere Teilberei-

che 2009 weiter erhebliche strukturelle Defi-

zite aufweisen d�rften. Auf der Einnahmen-

seite k�nnte gewissen progressionsbedingten

Mehreinnahmen eine m�glicherweise ge-

d�mpfte Aufkommensentwicklung bei den

gewinnabh�ngigen Steuern gegen�berste-

hen. Die Einnahmenquote k�nnte in etwa auf

dem Vorjahrsniveau verharren, auch da sich

bislang Abgabensenkungen und -erh�hun-

gen etwa die Waage halten. Der Ausgaben-

zuwachs d�rfte sich erneut beschleunigen.

Insbesondere die Gesundheitsausgaben d�rf-

ten nicht zuletzt aufgrund einer Neuregelung

2 Sollten die Garantien und Risikoabschirmungen durch
�ffentliche Stellen aus statistischer Sicht als staatliche Ein-
richtungen zur Verhinderung von Bankeninsolvenzen zu
werten sein, w�rden die Ausgaben (gem. VGR) um die
Differenz zwischen urspr�nglichem Buch- und Marktwert
der abgeschirmten Verm�gen zum Zeitpunkt der �ber-
nahme in eine solche Risikoabschirmung erh�ht. Der
Maastricht-Schuldenstand w�rde um den Buchwert der
Aktiva (vor Abschreibungen) ansteigen.
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der Verg�tung ambulanter �rztlicher Leistun-

gen st�rker steigen, und die arbeitsmarkt-

bedingten Ausgaben d�rften nicht mehr ab-

nehmen. Die staatliche Schuldenquote wird

voraussichtlich weiter sinken, den im EG-

Vertrag festgelegten Referenzwert von 60%

allerdings wohl noch �berschreiten.

In den vergangenen Jahren hat sich die Lage

der �ffentlichen Finanzen in Deutschland

deutlich verbessert. Die europ�ischen Vorga-

ben aus dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt

f�r das mittelfristige Haushaltsziel und der im

EG-Vertrag verankerte Referenzwert f�r die

Staatsverschuldung k�nnten in absehbarer Zu-

kunft eingehalten werden. Allerdings unter-

liegt diese Perspektive erheblichen Unsicher-

heitsfaktoren. Dies gilt zum einen hinsichtlich

weiterer haushaltsbelastender Maßnahmen.

So ist zu erwarten, dass im Zusammenhang

mit der anstehenden Neuberechnung des so-

ziokulturellen Existenzminimums die einschl�-

gigen Steuerfreibetr�ge (und auch das Kin-

dergeld) ausgeweitet werden. Dar�ber hinaus

werden derzeit weitere Abgabensenkungen

und Ausgabenerh�hungen diskutiert, die in

den zuvor skizzierten – auf dem beschlosse-

nen Stand der Gesetzgebung basierenden –

Perspektiven gleichfalls nicht ber�cksichtigt

wurden. Außerdem sind ab 2010 betr�cht-

liche Mindereinnahmen aufgrund der Ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichts zur

steuerlichen Ber�cksichtigung von Kranken-

und Pflegeversicherungsbeitr�gen zu erwar-

ten. Soll der gerade m�hsam erreichte ge-

samtstaatliche Haushaltsausgleich nicht so-

fort wieder aufgegeben werden, bed�rfen

zus�tzliche belastende Maßnahmen einer so-

liden Gegenfinanzierung. Zudem ist die wei-

tere gesamtwirtschaftliche Entwicklung ge-

genw�rtig mit erheblichen Unsicherheiten

verbunden. Die Erfahrungen der Vergangen-

heit, aber auch die j�ngsten Entwicklungen in

einigen anderen L�ndern zeigen, wie schnell

sich die Staatsfinanzen in einem ung�nstigen

Umfeld verschlechtern k�nnen. Nicht zuletzt

der außerordentlich starke Aufkommensan-

stieg bei den gewinnabh�ngigen Steuern in

den letzten Jahren birgt die Gefahr eines

erheblichen R�ckschlagpotenzials, und die

strukturelle Lage k�nnte hierdurch erheblich

besser erscheinen als sie tats�chlich ist.

Derzeit wird mitunter gefordert, ein defizit-

finanziertes Konjunkturprogramm aufzule-

gen. Dadurch w�rden die Staatshaushalte

aber umgehend wieder in eine Schieflage ge-

bracht – auch ohne dass sich die zuvor be-

schriebenen Risiken materialisieren. Dabei ist

der Versuch einer aktiven konjunkturpoliti-

schen Feinsteuerung durch den Staat grund-

s�tzlich mit erheblichen Problemen verbun-

den, w�hrend diese bei einem Wirkenlassen

der automatischen Stabilisatoren deutlich ge-

ringer ausfallen. Gerade in der gegenw�rti-

gen Situation in Deutschland ist es besonders

schwierig, die weitere konjunkturelle Ent-

wicklung mit einiger Verl�sslichkeit einzu-

sch�tzen. So kann das momentan eher un-

g�nstige Wirtschaftswachstum zumindest

teilweise als Normalisierung nach dem �ber-

aus starken Schub im ersten Quartal angese-

hen werden (siehe auch die Erl�uterungen

zur konjunkturellen Entwicklung auf S. 44 ff.).

Ein Konjunkturpaket erscheint derzeit jeden-

falls nicht angebracht.

Abgaben-
senkungen
oder Ausgaben-
erh�hungen
bed�rfen
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finanzierung
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nicht angezeigt
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Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen3) stiegen im zweiten

Quartal gegen�ber dem entsprechenden Vor-

jahrszeitraum deutlich um 4 1�2 % (siehe auch

das oben stehende Schaubild und die Tabelle

auf S. 63). Verglichen mit dem Zuwachs im

Vorquartal kam es damit zwar zu einer merk-

lichen Abschw�chung. Allerdings hatte im

ersten Quartal die Umsatzsteuersatzanhe-

bung ab 2007 kassenm�ßig noch nachge-

wirkt, und die im Wesentlichen im M�rz von

den Einnahmen abgesetzten Auszahlungen

der auslaufenden Eigenheimzulage hatten

sich sp�rbar verringert. Das Aufkommen aus

den einkommensabh�ngigen Steuern4) nahm

gegen�ber dem Vorjahr kr�ftig um insgesamt

8 1�2 % zu. Die Lohnsteuereinnahmen wuch-

sen aufgrund der Entwicklung der Brutto-

l�hne und -geh�lter, des R�ckgangs der vom

Kassenaufkommen abgesetzten Kindergeld-

zahlungen und der Steuerprogression mit

7 1�2 % weiter deutlich. Bei der veranlagten

Einkommensteuer war der Anstieg besonders

stark. Neben der kr�ftigen Grunddynamik

trugen hierzu geringere Erstattungen an Ar-

beitnehmer bei. Auch die Kapitalertragsteuer

(nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und

Zinsabschlag) lag erneut deutlich im Plus.

Demgegen�ber ging das K�rperschaftsteuer-

aufkommen stark zur�ck, wobei die Minder-

einnahmen aber etwa im Rahmen dessen la-

gen, was infolge der Entlastungen durch die

2008 in Kraft getretene Unternehmensteuer-

reform erwartet worden war. Eindeutige

Schl�sse �ber m�gliche Auswirkungen der

Finanzmarktturbulenzen lassen sich jedenfalls

nicht ziehen. Vor dem Hintergrund einer ge-

d�mpften Konsumentwicklung wuchsen die

– unterj�hrig allerdings zum Teil auch recht

volatilen – Einnahmen aus den verbrauchsab-

h�ngigen Steuern5) insgesamt nur um 1%.

Der Anstieg der Umsatzsteuereinnahmen be-

trug 2%, und das Aufkommen aus Energie-

und Stromsteuern ging per saldo leicht zu-

r�ck. Auch die Tabaksteuereinnahmen san-

ken, was auch mit den umfassenderen

Rauchverboten zusammenh�ngen d�rfte.

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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3 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
4 Lohn-, veranlagte Einkommen-, K�rperschaft- und
Kapitalertragsteuer sowie Solidarit�tszuschlag.
5 Steuern vom Umsatz sowie verbrauchsabh�ngige Steu-
ern des Bundes und der L�nder (v.a. Energie-, Tabak-,
Versicherung-, Kfz- und Stromsteuer).
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F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der letzten

offiziellen Steuersch�tzung vom Mai mit

einem Aufkommenszuwachs um knapp 4%

(ebenfalls ohne Gemeindesteuern) gerechnet.

Die erwartete Abschw�chung gegen�ber

dem ersten Halbjahr (+ 6%) geht zum Teil da-

rauf zur�ck, dass die genannten positiven

Sonderentwicklungen im zweiten Halbjahr

entfallen. Dar�ber hinaus haben sich die mit

der Unternehmensteuerreform verbundenen

Ausf�lle wohl noch nicht vollst�ndig im Kas-

senaufkommen der K�rperschaftsteuer nie-

dergeschlagen. Zudem besteht davon unab-

h�ngig ein hohes R�ckschlagpotenzial bei

den seit einigen Jahren außerordentlich stark

gestiegenen Einnahmen aus den gewinnab-

h�ngigen Steuern. Hinzu kommen erhebliche

Unsicherheiten bez�glich m�glicher Auswir-

kungen der Finanzmarktturbulenzen.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt verbuchte im zweiten

Quartal einen �berschuss von gut 4 1�2 Mrd 3

nach knapp 5 1�2 Mrd 3 vor Jahresfrist. Die Ein-

nahmen stiegen weiter merklich um 4 1�2 %

(bzw. fast 3 1�2 Mrd 3). Der Zuwachs des

Steueraufkommens blieb dabei aber deutlich

niedriger (+ 2 1�2 %), was auch mit den h�he-

ren, unterj�hrig allerdings stark schwanken-

den Abf�hrungen an die EU zusammenhing.

Bei den nichtsteuerlichen Einnahmen kam es

dagegen insbesondere aufgrund umfang-

reicherer Verm�gensverwertungen zu einer

kr�ftigen Zunahme um gut 11�2 Mrd 3. Außer-

dem erbrachte der von der BA zu zahlende

Eingliederungsbeitrag, mit dem die H�lfte

der Integrations- und Verwaltungskosten im

Zusammenhang mit Langzeitarbeitslosen ge-

Steueraufkommen

1. Halbjahr 2. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2008 1) 2)

2007 2008 2007 2008

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 235,8 249,7 + 13,9 + 5,9 125,2 130,8 + 5,6 + 4,5 + 3,8

darunter:
Lohnsteuer 62,7 67,5 + 4,8 + 7,6 32,2 34,7 + 2,5 + 7,6 + 7,5
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 36,3 42,2 + 5,8 + 16,0 23,1 25,3 + 2,2 + 9,5 + 4,4
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 9,0 14,1 + 5,0 + 55,9 8,2 10,4 + 2,2 + 26,9 + 20,1
Kapitalertragsteuern 4) 15,7 18,5 + 2,9 + 18,4 8,7 10,1 + 1,4 + 16,0 + 9,2
K�rperschaftsteuer 11,7 9,5 – 2,1 – 18,1 6,2 4,8 – 1,4 – 22,5 – 17,8

Steuern vom Umsatz 5) 83,0 86,2 + 3,1 + 3,8 41,0 41,9 + 0,9 + 2,2 + 3,9
Energie- und Stromsteuer 17,4 17,4 – 0,0 – 0,2 11,2 11,2 – 0,1 – 0,6 + 2,1
Tabaksteuer 6,4 5,8 – 0,6 – 8,8 3,5 3,3 – 0,2 – 5,6 – 5,9

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2008. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-

steuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und
Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 4 Nicht
veranlagte Steuern vom Ertrag und Zinsabschlag. —
5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank
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deckt werden soll, gut 1�2 Mrd 3 mehr als

der Aussteuerungsbetrag im Vorjahrsquartal.

Die Ausgaben waren um 6% (bzw. knapp

4 Mrd 3) h�her als vor Jahresfrist. Bei den

laufenden Zusch�ssen kam es wiederum zu

einem kr�ftigen Zuwachs um 5 1�2 %, der

maßgeblich aus den Zusch�ssen an die Post-

pensionskasse resultiert. Die Zinsaufwendun-

gen �bertrafen das Vorjahrsniveau um 30%

(bzw. gut 1 Mrd 3). Neben h�heren Zinss�t-

zen insbesondere f�r Bundesschatzanweisun-

gen trug dazu auch bei, dass der Schulden-

dienst f�r die im Fr�hjahr 2007 emittierten

Bundesobligationen gegen�ber der damals

ausgelaufenen Serie um ein Quartal sp�ter

anf�llt. Mehrbelastungen von 4% wurden in-

folge h�herer Entgelte auch bei den Personal-

ausgaben verzeichnet.

F�r das Gesamtjahr ist im Bundeshaushalt

eine moderate Verringerung des Defizits um

2 1�2 Mrd 3 auf gut 12 Mrd 3 veranschlagt.

Aus heutiger Sicht scheint dieses Ziel durch-

aus erreichbar. Im Vergleich zu den Planun-

gen gibt es zwar inzwischen eine Reihe von

Haushaltsmehrbelastungen wie etwa die

außerplanm�ßige Ausgabe zur St�tzung der

IKB, die nach einer Entscheidung des Europ�i-

schen Gerichtshofs (EuGH) f�llige Aufhebung

einer einst von der EU angeordneten Beihilfe-

r�ckzahlung der Post und die st�rker als ver-

anschlagte Anhebung der Personalentgelte.

Diesen Belastungen im Umfang von etwa

3 Mrd 3 d�rften aber �hnlich hohe Minder-

ausgaben gegen�ber dem Plan nicht zuletzt

bei den Zinsen, den Zuweisungen an das

Bundeseisenbahnverm�gen, den Gesamtleis-

tungen f�r Langzeitarbeitslose und auch bei

den Inanspruchnahmen aus Gew�hrleistun-

gen gegen�berstehen. Außerdem werden

nach der letzten Steuersch�tzung Mehrein-

nahmen von 1�2 Mrd 3 erwartet.

Der vom Kabinett Anfang Juli verabschiedete

Bundeshaushalt 2009 sieht insgesamt einen

Konsolidierungsfortschritt vor. Das Defizit soll

zwar nur um 11�2 Mrd 3 auf – wie schon 2007

angek�ndigt – gut 10 1�2 Mrd 3 abgebaut

werden. Gleichzeitig sollen aber auch die Pri-

vatisierungserl�se um 6 1�2 Mrd 3 verringert

werden, sodass sich der um Verm�gensver-

wertungserl�se bereinigte Finanzierungssaldo

um 8 Mrd 3 verbessern w�rde. Herauszurech-

nen w�ren aber neben entfallenden Einmal-

belastungen des laufenden Jahres von gut

2 Mrd 3 aus der IKB-St�tzung und der Bei-

hilfeentscheidung des EuGH noch eine voraus-

sichtlich etwa 2 Mrd 3 umfassende einmalige

Mrd €

Mrd €

kumuliert
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Vierteljahresergebnis

2006
2007

2008

Finanzierungssalden des
Bundes seit 2006

Deutsche Bundesbank

5−

10−

15−

20−

25−

30−

15+

10+

5+

0

5−

10−

15−

20−

25−

Einhaltung
des Defizitziels
2008 zu
erwarten

Bundeshaushalt
2009 mit
Konsolidie-
rungsfortschritt



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
August 2008

65

Haushaltsentlastung durch eine r�ckwirkende

Umstellung der EU-Finanzierung und eine ge-

�nderte Veranschlagung der Zusch�sse an die

Postpensionskasse, die eine ebenfalls einmali-

ge Entlastung von 1�2 Mrd 3 zur Folge hat.

Gegen�ber dem Soll 2008 wird 2009 ein Aus-

gabenzuwachs von knapp 2% (bzw. 5 Mrd 3)

veranschlagt. Die vom Finanzplanungsrat im

November 2006 beschlossene Grenze von

1% wird somit wiederum deutlich �berschrit-

ten, obwohl es insbesondere bei den Leistun-

gen f�r Langzeitarbeitslose sowie durch das

auslaufende Ganztagsschulprogramm und

das entfallende Erziehungsgeld zu Entlastun-

gen von insgesamt 3 Mrd 3 kommt. Gegen-

�ber der vorj�hrigen mittelfristigen Finanzpla-

nung werden Mehrausgaben von 3 Mrd 3

ausgewiesen. Die aufgelistete Aufstockung

f�r die Bereiche Verteidigung, Verkehr, Ent-

wicklungshilfe, Umwelt, innere Sicherheit

und Familienf�rderung liegt aber insgesamt

deutlich h�her. Ein rechnerischer Ausgleich

f�r solche als politisch priorit�r eingestufte

zus�tzliche Aufwendungen wurde nicht zu-

letzt durch um 11�2 Mrd 3 niedriger veran-

schlagte Zinszahlungen geschaffen. Eine ge-

wisse Sicherheitsmarge in diesem Titel wurde

damit zur Abdeckung zus�tzlicher Ausgaben-

programme aufgel�st. Weiterhin entstehen

Minderausgaben aus Lastverschiebungen zur

BA von 1�2 Mrd 3 durch eine bereits im Vorjahr

geplante Neuordnung bei den Beitr�gen f�r

Kindererziehungszeiten sowie die Umstellung

des Zahlungstermins der mehrwertsteuer-

finanzierten Bundeszusch�sse.

Gegen�ber der letzten Finanzplanung erge-

ben sich h�here Einnahmen beim Steuerauf-

kommen sowie aus einer geplanten Anhe-

bung der Autobahnmaut f�r LKWs und der

Versteigerung von CO2-Emissionszertifikaten

von jeweils 1 Mrd 3. Weitere Mehreinnahmen

werden durch eine globale Mindereinnahme

von 1 Mrd 3 als Vorsorge f�r eine nach der

Neuberechnung des soziokulturellen Existenz-

minimums im Herbst in Aussicht gestellte An-

hebung der steuerlichen Kinderfreibetr�ge

wie auch des Kindergelds ausgeglichen.

Die mittelfristige Finanzplanung h�lt an dem

im Vorjahr aufgestellten Ziel eines Bundes-

haushalts ohne Nettokreditaufnahme ab

2011 fest. In jenem Jahr werden daf�r noch

Privatisierungserl�se von 4 1�2 Mrd 3 veran-

schlagt. Im Endjahr 2012 ist der Haushalt

bei Herausrechnung der Einmalerl�se von

11�2 Mrd 3 dann nahezu ausgeglichen. Der

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

in Mrd 5

Finanzplan
Ist
2007

Soll
2008

Ent-
wurf
2009 2010 2011 2012

Ausgaben 1) 270,4 283,2 288,4 292,4 295,2 300,6
darunter:

Investitionen 26,2 24,7 25,9 25,9 25,5 25,3

Einnahmen 1) 2) 256,0 271,3 277,9 286,4 295,2 300,6
darunter:

Steuerein-
nahmen 1) 230,0 238,0 248,7 255,4 266,3 276,0

Privatisierungs-
erl�se 4,5 10,7 4,3 6,5 4,6 1,7

Nettokredit-
aufnahme 14,3 11,9 10,5 6,0 – –

Nachrichtlich:
Ausgabenzu-
wachs in % + 3,6 + 4,7 + 1,8 + 1,4 + 1,0 + 1,8

1 Nach Abzug der an die L�nder �berwiesenen Bundeserg�nzungs-
zuweisungen und Anteile am Energiesteueraufkommen. — 2 Einschl.
M�nzerl�se.

Deutsche Bundesbank

Merkliche
Mehrausgaben
gegen�ber alter
Finanzplanung

Mehr-
einnahmen
durch Vorsorge
f�r Kindergeld-
anhebung
ged�mpft

Verzicht auf
Nettokredit-
aufnahme ab
2011, aber
keine Vorsorge
f�r absehbare
Minder-
einnahmen
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Ausgabenzuwachs soll in den Jahren 2010

und 2011 auf 11�2 % und 1% begrenzt wer-

den. Die regelgebunden steigenden Zuwei-

sungen an die gesetzliche Kranken- und Ren-

tenversicherung d�rften allerdings bereits

einen großen Teil dieses Spielraums in An-

spruch nehmen. Damit m�ssen die �brigen

Ausgaben eng begrenzt werden. Der ge-

plante Defizitabbau d�rfte zudem durch

die vom Verfassungsgericht vorgeschriebene

Ausweitung der Sonderausgabenabz�ge f�r

Kranken- und Pflegeversicherungsbeitr�ge ab

2010 erheblich erschwert werden. In der mit-

telfristigen Finanzplanung ist daf�r keine Vor-

sorge getroffen worden. Wie bei anderen ge-

legentlich diskutierten steuerlichen Entlas-

tungsmaßnahmen w�re mithin auf eine voll-

st�ndige Gegenfinanzierung zu achten, um

den angestrebten Haushaltsausgleich tats�ch-

lich erreichen zu k�nnen.

Der Bund strebt mit der zweiten Stufe der

F�deralismusreform eine H�rtung der Ver-

schuldungsgrenze im Grundgesetz an. Ein

Ende Juni vorgelegtes Eckpunkte-Papier der

Vorsitzenden der Reformkommission bezieht

auch die L�nder ein und steckt den inhalt-

lichen Rahmen der Reform weiter ab. Die

zus�tzlichen Vorhaben wie ein Fr�hwarnsys-

tem, vor�bergehende Konsolidierungshilfen

f�r �berschuldete L�nder, begrenzte Steuer-

autonomie und verschiedene Reformen im

Verwaltungsbereich sind teilweise durchaus

erstrebenswert, und eine Paketl�sung mit der

angestrebten H�rtung der Verschuldungs-

grenze k�nnte die Einigungschancen in die-

sen Bereichen vergr�ßern. Ein wirksamer

verfassungsm�ßiger Schutz vor weitgehend

ungebremst wachsender Staatsverschuldung

scheint aber besonders bedeutsam. Die in

den Eckpunkten angestrebte Anlehnung an

die Vorgaben des Stabilit�ts- und Wachs-

tumspakts verhindert Inkonsistenzen zwi-

schen nationalem und europ�ischem Regel-

werk. Die absehbaren demographischen Las-

ten legen es dabei nahe, den noch nicht

festgelegten strukturellen Verschuldungs-

spielraum sehr eng zu begrenzen. Auch

k�nnte es notwendig sein, als konjunkturbe-

dingt eingestufte Defizite sorgf�ltig zu �ber-

wachen. F�r den Fall, dass diese nicht durch

�bersch�sse in Boomphasen ausgeglichen

werden, w�ren Konsolidierungsmaßnahmen

notwendig, um eine dauerhaft wachsende

Verschuldung der Haushalte zu vermeiden.6)

Sollte es nicht m�glich sein, mit den L�ndern

eine angemessene Einigung zu erzielen, w�re

eine H�rtung der Schuldengrenze nur f�r den

Bund in Betracht zu ziehen, der den gr�ßten

Anteil am Wachstum der Staatsverschuldung

in den letzten Jahrzehnten hatte.

L�nderhaushalte7)

Die g�nstige Entwicklung der L�nderhaus-

halte setzte sich etwas abgeschw�cht auch

im zweiten Quartal fort. Der �berschuss stieg

im Vorjahrsvergleich um knapp 1 Mrd 3 auf

6 1�2 Mrd 3. Die Einnahmen wuchsen auf-

grund einer anhaltend positiven Steuerent-

wicklung weiter kr�ftig (+5%). Gleichzeitig

6 Vgl. zu Anmerkungen zu verschiedenen Aspekten von
Haushaltsregeln, u.a. auch zur Ber�cksichtigung von
Sch�tzfehlern: Deutsche Bundesbank, Zur Reform des
deutschen Haushaltsrechts, Monatsbericht, Oktober
2007, S. 47 ff. sowie J. Kremer und D. Stegarescu (2008),
Eine strenge und mittelfristig stabilisierende Haushaltsre-
gel, in: Wirtschaftsdienst, 88. Jg., S. 181 ff.
7 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im ersten
Quartal 2008 wurde in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts vom Juli kommentiert.

H�rtung der
verfassungs-
m�ßigen
Verschuldungs-
grenze

G�nstige
Entwicklung
der L�nder-
haushalte
im zweiten
Quartal 2008
fortgesetzt, ...
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zogen jedoch die Ausgaben wieder st�rker an

(+4%). Dies ist bei offenbar weiterhin expan-

siver Entwicklung der Zuweisungen an die

Kommunen im Rahmen des Steuerverbunds

nicht zuletzt auf die nun etwas deutlicher ge-

stiegenen Personalausgaben (+2%) zur�ck-

zuf�hren, worin sich Anpassungen bei den

Beamten- und Versorgungsbez�gen in Anleh-

nung an die Vereinbarungen f�r die Tarifbe-

sch�ftigten widerspiegeln d�rften.

Im weiteren Jahresverlauf d�rften allerdings

vor allem eine schw�chere Steuerentwicklung

und h�here Personalaufwendungen st�rker

belastend wirken und einer weiteren Zu-

nahme der �bersch�sse entgegenwirken. Die

Planungen gehen insgesamt sogar noch von

einem Defizit in H�he von 6 1�2 Mrd 3 aus, wo-

bei knapp die H�lfte der L�nder keine neuen

Kredite aufnehmen und teilweise auch Schul-

den tilgen will. Insbesondere die L�nder mit

außerordentlich hoher Pro-Kopf-Verschul-

dung wie Bremen, das Saarland und Schles-

wig-Holstein, die im Mittelpunkt der Debatte

�ber Haushaltshilfen stehen, planen aber

trotz der g�nstigen Steueraufkommensent-

wicklung auch im laufenden Jahr keine

wesentlichen Konsolidierungsfortschritte und

sehen zum Teil sogar die Aufnahme umfang-

reicherer Kredite als im Vorjahr vor. Dar�ber

hinaus birgt auch die schwierige Finanzlage

einiger Landesbanken weiterhin ein Risiko f�r

die betroffenen L�nder. Diesbez�glich in den

Haushalten erfasste Belastungen k�nnten

aber in den n�chsten Jahren eher eng be-

grenzt bleiben, da die derzeit stark wertge-

minderten Aktiva unter dem Schutz von Risi-

koschirmen der Bankeigent�mer zumeist bis

zur Endf�lligkeit gehalten werden sollen. Die

danach von den L�ndern auszugleichenden

Verluste lassen sich derzeit allerdings kaum

absch�tzen.

Sozialversicherungen8)

Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung wies im

zweiten Quartal 2008 einen �berschuss von

knapp 11�2 Mrd 3 aus. Gegen�ber dem Vor-

jahr bedeutet dies eine finanzielle Verbesse-

rung um gut 1�2 Mrd 3. Die Einnahmen

(+2 1�2 %) stiegen aufgrund der g�nstigen Be-

sch�ftigungs- und Entgeltentwicklung st�rker

als die Ausgaben (+11�2 %). Besonders kr�ftig

wuchsen die Beitragseinnahmen (+3 1�2 %)

und hier insbesondere die Pflichtbeitr�ge der

Besch�ftigten. Deutlich gesunken sind dage-

gen erneut die Beitragseing�nge f�r Bezieher

von Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit.

Die Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt

sind im Vergleich zum Vorjahr leicht gestie-

gen. Auf der Ausgabenseite ergab sich bei

den Rentenzahlungen ein Anstieg um 1%,

der gut zur H�lfte auf die Rentenanpassung

um 0,54% zum 1. Juli 2007 und zum rest-

lichen Teil auf den – weiterhin nur modera-

ten – Anstieg der Rentenzahl zur�ckzuf�hren

ist. Sp�rbar mehr wurde f�r Rehabilitations-

leistungen ausgegeben.

Das f�r das erste Quartal �bliche Defizit ist

nunmehr zur Jahresmitte praktisch wieder

8 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im ersten
Quartal 2008 wurde in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts im Juni kommentiert. Neuere Daten liegen noch
nicht vor.

... im weiteren
Jahresverlauf
aber Belastun-
gen abzusehen
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g�nstige
Finanz-
entwicklung
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ausgeglichen. Vor einem Jahr ergab sich in

den ersten sechs Monaten noch ein kumulier-

tes Defizit von gut 11�2 Mrd 3. Im zweiten

Halbjahr ist mit einem weiterhin kr�ftigen

Beitragsaufkommen zu rechnen. Dem steht

dann aber auch ein st�rkeres Wachstum der

Rentenausgaben aufgrund der h�heren An-

passung um 1,1% zum 1. Juli 2008 gegen-

�ber.9) Alles in allem d�rfte das Finanzergeb-

nis deutlich positiver ausfallen als im vergan-

genen Jahr, in dem ein �berschuss von gut

1 Mrd 3 erzielt wurde.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA verzeichnete im zweiten Quartal ein

Defizit von gut 1�2 Mrd 3. Die Einnahmen gin-

gen um 10 1�2 % zur�ck, und die Ausgaben

stiegen um 10 1�2 %. Im Vorjahrsvergleich er-

gab sich so eine finanzielle Verschlechterung

um 2 Mrd 3. Diese beruht per saldo fast aus-

schließlich auf der Senkung des Beitragssat-

zes von 4,2% auf 3,3%. Im Finanzergebnis

sind zudem Zuf�hrungen von knapp 1 Mrd 3

an den Versorgungsfonds zur Deckung

der k�nftigen Beamtenpensionen enthalten.

Außerdem fiel der neue Eingliederungsbei-

trag (mit dem der BA die H�lfte der Aufwen-

dungen des Bundes f�r Eingliederungsmaß-

nahmen und Verwaltung im Zusammenhang

mit Beziehern von Arbeitslosengeld II �bertra-

gen wird) um gut 1�2 Mrd 3 h�her aus als der

bis zum letzten Jahr zu zahlende Aussteue-

rungsbetrag. Ohne diese Faktoren h�tte sich

die Finanzlage der BA sp�rbar verbessert.

Auf der Einnahmenseite fielen die Beitrags-

einnahmen im zweiten Quartal um fast

12 1�2 % niedriger aus als vor Jahresfrist. Berei-

nigt um die Beitragssatzsenkung h�tte sich

ein Anstieg um fast 111�2 % ergeben, der die

Entwicklung aufgrund von Zahlungsverschie-

bungen vom ersten ins zweite Quartal aller-

dings verzerrt darstellt. In der insoweit aussa-

gekr�ftigeren Halbjahresbetrachtung wuch-

sen die Beitragseinnahmen beitragssatzberei-

nigt um fast 5%. Hierin spiegeln sich die

g�nstige Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt

und die vergleichsweise hohen Entgeltsteige-

rungen wider. Der Bundeszuschuss war im

zweiten Quartal erneut um 17 1�2 % h�her als

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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9 Bei Anwendung der Anpassungsformel h�tte sich eine
Rentenerh�hung um 0,46% ergeben. Mit dem Gesetz
zur Rentenanpassung 2008 wurde jedoch der d�mp-
fende Effekt aufgrund der Ber�cksichtigung der (unter-
stellten) Aufwendungen f�r die Riester-Rente f�r zwei
Jahre ausgesetzt. Die st�rkeren Rentenerh�hungen f�h-
ren im zweiten Halbjahr zu Mehrausgaben von gut 1�2
Mrd 3, im kommenden Jahr von 2 Mrd 3 und in den
n�chsten Jahren von 3 Mrd 3.

Im Gesamtjahr
Ausweitung der
�berschuss-
position zu
erwarten

Nur noch
leichtes Defizit
im zweiten
Quartal

Beitrags-
entwicklung
im ersten und
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verzerrt
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vor Jahresfrist, weil er sich nach der Einf�h-

rung im vergangenen Jahr erstmals nach der

unterstellten vollen kassenm�ßigen Aufkom-

menswirksamkeit eines Prozentpunktes der

Umsatzsteuerregelsatzerh�hung richtet.

Auf der Ausgabenseite kam es erneut zu

einem kr�ftigen R�ckgang beim Arbeitslosen-

geld I (– 19% oder fast – 1 Mrd 3), der vor

allem auf sinkenden Empf�ngerzahlen be-

ruhte. Dem standen jedoch insbesondere die

Zuf�hrungen an den Versorgungsfonds und

der h�here Eingliederungsbeitrag gegen�ber

(im zweiten Quartal zusammen +11�2 Mrd 3).

Die wieder steigenden Ausgaben f�r die akti-

ve Arbeitsmarktpolitik fielen quantitativ kaum

ins Gewicht. In operativer Betrachtung, das

heißt ohne die einmaligen �berweisungen an

den Versorgungsfonds, sind die Ausgaben im

zweiten Quartal um knapp 1% gestiegen.

Im ersten Halbjahr 2008 verzeichnete die BA

ein Defizit von knapp 3 1�2 Mrd 3. Unter Ein-

schluss des Versorgungsfonds lag das Ge-

samtdefizit allerdings nur bei knapp 1 Mrd 3.

F�r das Gesamtjahr stellt sich die Finanzlage

deutlich g�nstiger dar als im Haushaltsplan

der BA veranschlagt. Das dort erwartete Defi-

zit von 5 Mrd 3 (inkl. Ausgaben von 2,5 Mrd 3

f�r die einmalige Zuf�hrung an den Versor-

gungsfonds) wird erheblich niedriger ausfal-

len. Im zweiten Halbjahr d�rfte vor allem auf-

grund der zum Jahresende h�heren Beitrags-

eing�nge ein �berschuss anfallen, obwohl

die verl�ngerte Bezugsdauer beim Arbeits-

losengeld I und zus�tzliche Aufwendungen

f�r die berufliche F�rderung zu Mehrbe-

lastungen f�hren. Auch f�r das Gesamtjahr

erscheint in konsolidierter Betrachtung, das

heißt unter Einbeziehung des Versorgungs-

fonds, ein �berschuss m�glich.

Letztlich ist die Entwicklung auf dem Arbeits-

markt entscheidend f�r den weiteren Aus-

blick. Die Finanzen der BA reagieren beson-

ders stark auf Besch�ftigungsschwankungen,

weil hiervon sowohl die Beitragseinnahmen

als auch die Ausgaben f�r Lohnersatzleistun-

gen betroffen sind. Mit einer weiteren Sen-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €
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gerichteten Versorgungsfonds.
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kung des Beitragssatzes w�chst das Risiko,

dass bei einer Eintr�bung am Arbeitsmarkt

wieder umfangreiche Defizite auftreten und

die verf�gbaren R�cklagen (zur Jahresmitte

14 1�2 Mrd 3) rasch abgeschmolzen werden. In

der Folge k�nnten dann im Abschwung pro-

zyklisch wirkende Beitragssatzerh�hungen er-

forderlich sein.




